
-1-1

Fachhochschule
Koblenz

Arbeitsmarktpolitische Maßnahme

des Europäischen Sozialfonds (ADAPT)
und des Landes Rheinland-Pfalz:

"Qualifizierung ausländischer Mitarbeiterinnen

in Kindertageseinrichtungen in Rheinland-Pfalz

zu staatlich anerkannten Erzieherinnen"

EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT
Europäischer Sozialfonds



-2-2

ADAPT-Maßnahme

"Qualifizierung ausländischer Mitarbeiterinnen zu staatlich anerkannten

Erzieherinnen in Kindertageseinrichtungen in Rheinland-Pfalz"

Träger Fachhochschule Koblenz
Fachbereich Sozialwesen
ADAPT-Büro Mainz
Hartmühlenweg 4b
55122 Mainz

Telefon und Fax: 06131 / 38 27 51
Email: ipe@mainz-online.de

Leitung Prof. Dr. Detlef Baum
Pädagogische Leitung Dipl. Päd. Evelyn Gierth

Wissenschaftliche Begleitung IPE - Institut für Interkulturelle
Pädagogik im Elementarbereich, Mainz
Prof. Otto Filtzinger

Zeitraum der Maßnahme 01.02.98 – 31.07.2001

Mainz, 30.07.2001



-3-3

GLIERDERUNG

Seite
I.   Rahmenbedingungen

1. Situationsanalyse und Problemstellung 1

2. Die Ausbildung zur Staatlich anerkannten Erzieherin in Rheinland-Pfalz 3

3.  Ausländische Mitarbeiterinnen in rheinland-pfälzischen Kindertageseinrichtungen 4

II. Die ADAPT-Maßnahme

"Qualifizierung ausländischer Mitarbeiterinnen zu staatlich

anerkannten Erzieherinnen in Kindertageseinrichtungen in Rheinland-Pfalz"

1.  Bedingungen, Finanzierung und Trägerschaft der Maßnahme 6

2.  Ziele der Maßnahme 8
2.1 In Bezug auf den Arbeitsmarkt 8
2.2 In Bezug auf die Teilnehmerinnen 8
2.3 In Bezug auf die Ausbildung an der Fachschule für Sozialwesen 9

3.  Aufbau der Maßnahme 9

4.  Demographische Daten der Teilnehmerinnen 10

5.  Die Entscheidung für eine Ausbildung in Teilzeit 13

6.  Die Kindertagesstätten, die Arbeitsstellen der Ausländischen Mitarbeiterinnen 15

7.  Angebote für die Teilnehmerinnen durch den Maßnahmeträger 17
7.1 Hausaufgabenhilfe 17
7.1.1 Situation des Personals der Hausaufgabenhilfe 18
7.1.2 Bewertung der Hausaufgabenhilfe durch die Teilnehmerinnen 19
7.2 Kurse/Blockveranstaltungen in Deutsch als Fachsprache für die

sozialpädagogische Ausbildung sowie für die Prüfungsvorbereitung 20
7.3 Sozialpädagogische Begleitung 22
7.3.1 Besondere Anforderungen an die sozialpädagogische Begleitung 22
7.3.2  Bewertung der Sozialpädagogische Unterstützung durch die Teilnehmerinnen 23
7.4 Organisatorische und materielle Unterstützung 23
7.4.1 Bewertung der organisatorischen und materiellen Unterstützung durch die

Teilnehmerinnen 23

8. Zusammenarbeit mit der Berufsbildenden Schule 24

9. Kooperationspartner 25



-4-4

10.  Internationale Vernetzung 26

10.1 ADAPT-Partner in Neapel 26
10.2 Assoziierter Partner in St. Pölten 27
10.2.1 Gemeinsames Produkt 27
10.2.2 Austausch der Teilnehmer/innen 28

11. Ergebnisse 28
11.1  Reflexion durch den Maßnahmeträger 29
11.2  Die Notwendigkeit unterrichtsbegleitender Fördermaßnahmen für Migrantinnen 30
11.3  Auswertung der Teilnehmerinnen im Hinblick auf die eigenen

fachlichen Kompetenzen 30
12. Ausblick für die Teilnehmerinnen 32

13.  Dokumentation 32

III. Das Anschlussprojekt: Die Maßnahme "Fackel" in Trägerschaft des Institutes
IPE

1. Beschreibung der Maßnahme 33

2.  Landesweite Durchführung 34

3.  Zusammenarbeit mit mehreren Berufsbildenden Schulen 34

4.  Blockveranstaltungen in Modulform 34

5.  Internationale Dimension 35

IV. Anhang + Presse 36



-5-5

Rahmenbedingungen

6.  Situationsanalyse und Problemstellung

Die Bundesrepublik Deutschland ist eine multikulturelle Gesellschaft. Diese multikulturelle

Realität spiegelt sich in sozialpädagogischen Einrichtungen ebenso wie in

Kindertageseinrichtungen. Es ist von einer anhaltenden Zunahme des Anteils der

ausländischen Wohnbevölkerung auszugehen. Damit wird sich auch keine Verringerung der

Zahlen von Kindern mit Migrationshintergrund1 in den Kindertageseinrichtungen abzeichnen.

Im Alltagsleben von Migantenfamilien spielen Mehrsprachigkeit sowie das

Auseinandersetzen mit verschiedenen Werten und Normen eine große Rolle.

Die Bildungs- und Erziehungsinstitutionen setzen sich mit dieser Realität zu wenig

auseinander oder verändern kaum ihr Angebot aufgrund dieser veränderten Bedingungen. Am

deutlichsten wird dies, wenn Statistiken der Schulabschlüsse Kinder ausländischer Herkunft

ausgewertet werden. (siehe Anhang 1i). Es wird deutlich, dass ausländische Kinder nach wie

vor sehr viel geringere Bildungsabschlüsse aufweisen, als deutsche. Dies kann und darf nicht

ausschließlich als Verschulden der ausländischen Familien gewertet werden. Der Anfang der

Bildungskarriere der Kinder liegt im Kindergarten. Hier sollte begonnen werden, das

interkulturelle Lernen als durchgängiges Prinzip von Erziehung und Bildung zu verstehen.

Selbstverständlich sollte dies nachfolgend in den Grund- und weiterführenden Schulen

angewandt werden. Eine Voraussetzung, die als Bedarf der Praxis immer wieder gegenüber

dem Institut IPE geäußert wird, ist die Notwendigkeit, im Team / Kollegium der Erziehenden

und Lehrenden selbst Personen mit interkulturellen Kompetenzen (v.a. Mehrsprachigkeit und

Migrationserfahrung) zu beschäftigen.

Der Bedarf an ausgebildetem Personal mit Schlüsselqualifikationen für die Arbeit mit

Migranten(kindern) besteht. Warum es trotzdem nicht mehr Migrantinnen als ausgebildete

Erzieherinnen und Lehrerinnen gibt, läßt sich in Bezug auf die Ausbildung der Erzieherinnen

folgendermaßen begründen:

                                                
1 Die Bezeichnung "Kinder mit Migrationshintergrund" möchte darauf aufmerksam machen, dass Kinder, wenn
sie nach dem 01.01.2000 in Deutschland geboren worden sind, zwar die deutsche Staatsbürgerschaft haben, d.h.
formal keine ausländischen Kinder sind, die Realität ihrer Sozialisationsbedingungen sich dadurch jedoch nicht
verändert hat (siehe Anhang 3). Ähnliches gilt auch für Kinder aus Aussiedlerfamilien.
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Durch die Aufnahmebedingungen an den Fachschulen setzt sich die strukturelle

Benachteiligung für Migrantinnen im Bildungssystem fort. Private und konfessionelle Träger

von Fachschulen selektieren die Bewerberinnen nach jeweils eigenen Kriterien, häufig sind

Muslime mit besonderen Schwierigkeiten konfrontiert. Interkulturelle Kompetenzen, wie

Zwei- oder Mehrsprachigkeit sowie Migrationserfahrung, werden häufig nicht als "wertbare"

Kompetenzen gesehen, sondern es werden in einer defizitorientierten Sichtweise fehlende

Deutschkenntnisse beklagt, die wiederum zum Ausschluss führen. Von den Fachschulen

selbst werden kaum Bemühungen unternommen, Migrantinnen als Schülerinnen zu gewinnen.

Vielmehr wird die multikulturelle Situation in der Klasse selbst häufig als Problem definiert.

Im Ausland erworbene Abschlüsse in pädagogischen Berufen werden oft nicht entsprechend

oder nur teilweise anerkannt.

Mateo Analuf beschreibt dies sehr deutlich in seinen Artikel "Herkunftskultur und

Migrantenkultur": "Die schulische Eingliederung der Immigrantenkinder ist zumindest

problematisch geworden. (...) In der Erwachsenenbildung ist die Situation kaum anders.

Aufgrund ihrer schwachen schulischen Vorbildung sind die Immigranten von den

Möglichkeiten des zweiten Bildungsweges praktisch ausgeschlossen. Gleiches gilt für die

berufliche Erwachsenenbildung, d.h. für die zweckbestimmte Ausbildung, wie sie außerhalb

der normalen schulischen Institutionen für Jugendliche stattfindet. In der Tat wird theoretisch

weder im Rahmen staatlicher Erziehung noch im Rahmen der Arbeitsämter irgendeine

Unterscheidung zwischen Immigranten und Einheimischen gemacht. In Wirklichkeit jedoch

lassen sprachliche Barrieren, der Kenntnisstand, der schon von Beginn verlangt wird, sowie

Prüfungen und psychologische Tests den Arbeitslosen und immigrierten Arbeitern kaum eine

Chance. So kommt es, daß nur eine verschwindende Minderheit Zugang zur Berufsbildung

hat"1.

Es soll noch einmal betont werden, dass es nicht das Bestreben des Trägers der hier

dokumentierten Maßnahme ist, die Qualitätsstandards der Ausbildungsgänge zu senken,

indem man möglichst vielen Migrantinnen die Möglichkeit gibt, sozialpädagogische Berufe

zu ergreifen oder es wünschenswert wäre, alle im Ausland erworbenen Ausbildungen hier an

zu erkennen. Wichtig erscheint jedoch, den oben beschriebenen Kompetenzen, die durch die

                                                
1 ANALUF in: HOHMANN / REICH: Ein Europa für Mehrheiten und Minderheiten. Münster, New York, 1989
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Migrationserfahrung erworben wurden, neben den für den Beruf der Erzieherin wichtigen

Schlüsselqualifikationen und theoretischem Wissen, Anerkennung ein zu räumen.

7.  Die Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin in Rheinland-Pfalz

Um in Rheinland-Pfalz in einer Kindertagesstätte im Stellenschlüssel zu arbeiten, muss die

Bewerberin einen staatlich anerkannten Abschluss einer sozialpädagogischen Ausbildung

vorweisen. Ein möglicher Abschluss ist der der staatlich anerkannten Erzieherin. Da es sich

bei der hier vorgestellten Maßnahme um ein Projekt der Unterstützung dieser Ausbildung in

Teilzeitform handelt, werden hier kurz Aufbau, Inhalt und Zeitrahmen skizziert.

Der Bildungsgang dauert vier Schuljahre. In den ersten drei Jahren erfolgt vorwiegend die

theoretische Ausbildung. Es sind 15 Wochenstunden Unterricht und mindestens eine

hauptberufliche halbe Stelle vorgesehen. Im vierten Schuljahr folgt eine überwiegend

fachpraktische Ausbildung in anerkannten Praxisstellen (Berufspraktikum), bei einer

Halbtagsstelle verlängert sich dieser Ausbildungsabschnitt um ein weiteres Schuljahr. Als

Aufnahmevoraussetzung gelten:

1. Ein qualifizierter Sekundarabschluss I und

a) eine abgeschlossene mindestens zweijährige Berufsausbildung in einem anerkannten

Ausbildungsberuf, in einem Beamtenverhältnis oder in einem schulischen Bildungsgang

b) eine mindestens dreijährige hauptberufliche Tätigkeit

c) eine mindestens einjährige praktische Tätigkeit in sozialpädagogischen oder

sozialpflegerischen Einrichtungen

d) ein freiwilliges soziales Jahr, das geeignet ist, auf die nachfolgende Berufsausbildung

vorzubereiten oder

e) das mindestens dreijährige Führen eines Familienhaushaltes mit mindestens einem

minderjährigen Kind

oder

2. das Abschlusszeugnis der Hauptschule oder ein gleichwertiges Zeugnis und



-8-8

a) eine abgeschlossene Ausbildung als Erziehungshelferin, Altenpflegerin,

Familienpflegerin, Kinderpflegerin, (Kinder)Krankenschwester  oder

b) eine abgeschlossene mindestens dreijährige Berufsausbildung nach dem

Berufsausbildungsgesetz oder eine als gleichwertig anerkannte Ausbildung mit jeweils

nachfolgender mindestens einjähriger Tätigkeit in einer sozialpädagogischen oder

sozialpflegerischen Einrichtung, sofern im Rahmen eines Kolloquiums durch die

Fachschule die Eignung zum Erzieherberuf festgestellt wird.

Die Hauptfächer/Pflichtfächer im Unterricht sind Deutsch, Pädagogik, Psychologie sowie

Didaktik/Methodik. Weitere Unterrichtsfächer sind Sozialkunde, Jugendliteratur, Sonder-

pädagogik, Religion/Religionspädagogik, Gesundheitslehre/Biologie, Verwaltungskunde/

Rechtslehre, Bewegungserziehung, Spielerziehung, Kunsterziehung, Werkerziehung sowie

Musikerziehung.

Nach den drei Schuljahren wird eine i.d.R. schriftliche Prüfung zum schulischen Abschluss

(PASA) in den vier Hauptfächern abgelegt. Nach Beendigung des Berufspraktikums legen die

Auszubildenden die Prüfung zur staatlichen Anerkennung ab.

3.  Ausländische Mitarbeiterinnen in rheinland-pfälzischen Einrichtungen

Das Land Rheinland-Pfalz reagierte auf die steigende Zahl von ausländischen Kindern in

Kindertageseinrichtungen indem 1979 eine Verwaltungsvorschrift geschaffen wurde, welche

die Einstellung ausländischer Mitarbeiterinnen auch ohne qualifizierte Ausbildung auf Stellen

außerhalb des Personalschlüssels erlaubt.

Die Landesverordnung zur Ausführung des Kindertagesstättengesetzes vom 31.03.1998

besagt:

§2 (5) 4: Mit Zustimmung des Jugendamtes kann zusätzliches Erziehungspersonal eingesetzt

werden, insbesondere wenn bei einem hohem Anteil ausländischer Kinder eine geeignete

ausländische oder deutsche Erziehungskraft, die über gute Kenntnisse der Herkunftsländer

und über entsprechende Fremdsprachenkenntnisse verfügt, eingesetzt werden soll.
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Und weiter: §7 (3):...kann die Zuweisung des Landes zur Entlastung des Trägers und der

Eltern mit Zustimmung der Bezirksregierung im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel bis zu

60 v.H. der Personalkosten betragen.

Diese Regelung ist durchaus zu begrüßen, da sie auf die multikulturelle Situation im

Kindergarten reagiert und ihr einen erhöhten Personalbedarf zugesteht. Sie berücksichtigt

außerdem Sprach- und Kulturkenntnisse als Indikatoren für eine Integrationshilfe von

Kindern aus anderen Kulturen. Über die Anstellung von Ausländischen Mitarbeiterinnen im

gesamten Landesgebiet Rheinland-Pfalz liegen leider keine Statistiken vor. Daher wird in

Anhang 2ii nur die Situation der Stadt Mainz dargestellt.

Die Anstellung von nicht anerkannt qualifiziertem Personal wurde ermöglicht, weil kaum

Migrantinnen mit einer pädagogischer Ausbildung zur Verfügung standen. Um dem Anspruch

an qualifiziertem Personal zu entsprechen, reagieren einige Städte und Gemeinden

mittlerweile mit der Maßgabe, dass im Laufe des ersten Jahres der Anstellung eine staatlich

anerkannte Qualifikation begonnen wird oder die fehlenden Zugangsvoraussetzungen für die

angestrebte Ausbildung erworben werden.

Kritik an der Praxis

Die Bewilligung dieser Zusatzstellen ist an die jährliche Überprüfung der Zahl der

ausländischen Kinder in der Einrichtung gebunden, was befristete Verträge sowie

Unsicherheit und drohende Arbeitslosigkeit nach sich zieht. Die Landesverordnung ist nicht

klar genug formuliert. Es fehlt eine Definition für „hoher Anteil ausländischer Kinder“. Auch

ist unklar, wie hier Kinder mit doppelter Staatsbürgerschaft oder deutscher Staatsbürgerschaft

(siehe Anhang 3iii) mit Migrationshintergrund gezählt werden. Die Stellen sind zudem sehr

schlecht bezahlt (ab BAT X - VII) und bieten keinerlei Aufstiegsmöglichkeit zur

Gruppenleitung oder Leitung, sofern keine formale pädagogische Ausbildung vorliegt.

Außerdem fehlt eine klare Aufgabenbeschreibung. Auch nach mehrjähriger Berufserfahrung

bleibt den Ausländischen Mitarbeiterinnen ohne staatlich anerkannte Qualifikation der

reguläre Arbeitsmarkt verschlossen. Damit gehen dem deutschen Beschäftigungssystem diese

humanen Ressourcen verloren.
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Die formal unausgebildeten Ausländischen Mitarbeiterinnen sehen sich einerseits mit hohen

Erwartungen und Anforderungen konfrontiert (Konfliktvermittlung, Elternarbeit,

mehrsprachige Erziehung u.v.m.), andererseits werden ihre Erziehungskompetenzen nicht als

gleichwertig angesehen. Dies birgt die Gefahr, dass die kulturellen Unterschiede von Seiten

der Kolleginnen auf Qualifikationsdefizite reduziert werden. Hier kommt auch zum Tragen,

dass in der Ausbildung die kulturspezifischen Aspekte von Pädagogik nicht reflektiert

wurden.
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I. Die ADAPT - Maßnahme "Qualifizierung ausländischer

Mitarbeiterinnen zu staatlich anerkannten Erzieherinnen in

Kindertageseinrichtungen in Rheinland-Pfalz"

1.  Bedingungen, Finanzierung und Trägerschaft der Maßnahme

Die Initiative für die Maßnahme "Qualifizierung ausländischer Mitarbeiterinnen zu staatlich

anerkannten Erzieherinnen in Kindertageseinrichtungen in Rheinland-Pfalz" ging 1997 vom

Projekt „Interkulturelle Pädagogik im Elementarbereich“ (IPE) aus. Diese Projekt bestand in

Trägerschaft von ECCE (European Centre for Comunity Education) e.V. in Mainz vom

01.04.1989 bis 09.01.2000 und hat sich am 10.01.2000 die Rechtsform als Institut IPE e.V.

gegeben.

Die Maßnahme wurde vor allem für den Personenkreis der Ausländischen Mitarbeiterinnen,

deren Arbeitsbedingungen in Punkt I.3. und II.6. beschrieben sind, beantragt. An IPE ist in

den voraus gegangenen Jahren mehrfach der Wunsch nach Unterstützung bei einer

sozialpädagogischen Ausbildung heran getragen worden. Nach mehreren Versuchen bei

unterschiedlichen Institutionen ist es mit Hilfe der Beratung durch die Beratungsagentur

Schneider + Kappenstein (R.A.T.) gelungen, die Bewilligung für Gelder des Europäischen

Sozialfonds (ESF) im Qualifizierungs- und Beschäftigungsprogramm ADAPT sowie

rheinland-pfälzischen Landesmitteln zu erhalten.

Aufgrund der Tatsache, dass IPE 1998 lediglich als Projekt bestanden hat, ist die Trägerschaft

der ESF-Maßnahme von der Fachhochschule Koblenz übernommen worden. Die personelle,

inhaltliche und räumliche Kooperation mit IPE ist durch einen Kooperationsvertrag fest

geschrieben worden.

Die Maßnahme wurde 1997 beantragt. Die Bewilligung zum Maßnahmebeginn wurde

zunächst vom 01.02.1998 bis zum 31.12.2000 erteilt. Da die Teilnehmerinnen die Ausbildung

zum 01.08.1998 aufgenommen haben und die schulische Ausbildung in berufsbegleitender

Form am 30.06.2001 beendet sein würde, wurde die Maßnahme bis zum 31.08.2001

verlängert. Das sich daran anschließende einjährige Berufspraktikum ist hier nicht enthalten.
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Die Finanzierung dieser arbeitsmarktpolitischen Maßnahme des Landes wurde gesichert

durch Beteiligung des Europäischen Sozialfonds (ESF). Die ESF - Förderung betrug 33,3 %,

im gleichen Umfang lag die Beteiligung durch das rheinland-pfälzische Ministerium für

Arbeit, Soziales und Gesundheit. Die Bearbeitung der Maßnahme oblag dem Landesamt für

Soziales, Jugend und Versorgung. Das verbleibende Drittel musste durch den

Maßnahmeträger aufgebracht werden und wurde dadurch gesichert, dass die Arbeitgeber der

Teilnehmerinnen diese für die Zeit der Ausbildung freistellten.

2.  Ziele der Maßnahme

Im Folgenden werden die Ziele der Maßnahme beschrieben.

2.1  In Bezug auf den Arbeitsmarkt

Ein allgemeines Ziel dieser Maßnahme war, wie bereits beschrieben, dass für den

Arbeitsmarkt mehr Migrantinnen mit einer sozialpädagogischen Qualifikation zur Verfügung

stehen. Ferner wurde mit dieser Maßnahme der doppelten Benachteiligung, der Frauen und

Migrantinnen auf dem Arbeitsmarkt ausgesetzt sind, entgegengewirkt.

2.2  In Bezug auf die Teilnehmerinnen

Das wichtigste Ziel der Maßnahme war, die Teilnehmerinnen zu unterstützen, dass sie die

Prüfung zum schulischen Abschluss nach dreijähriger berufsbegleitender Ausbildung

bestehen. Unterstützung beinhaltet hierbei einerseits Angebote zur Stabilisierung der

schulischen Leistungen andererseits sozialpädagogische Begleitung. Mit der abgeschlossenen

Ausbildung sichern die Teilnehmerinnen langfristig ihren Arbeitsplatz und bauen sich neue

berufliche Perspektiven auf.
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2.3  In Bezug auf die Ausbildung an der Fachschule für Sozialwesen

Auf der Ebene der Fachschule bestand das Ziel, interkulturelle Themen und Methoden

verstärkt innerhalb des Unterrichtes zu berücksichtigen. Außerdem sollte die

Auseinandersetzung bezüglich der Anerkennung interkultureller Kompetenzen, z.B.

Zweisprachigkeit, Migrationserfahrung, von Migrantinnen voran gebracht werden. Ein Ziel

bestand darin, gemeinsam mit den Fachschullehrer/innen ein Curriculums - Modul

„Interkulturelle Erziehung“ zu entwickeln.

3.  Aufbau der Maßnahme

Da die Maßnahme lediglich eine Unterstützung der Ausbildung zur staatlich anerkannten

Erzieherin beinhaltete, musste eine Fachschule gefunden werden, die bereit war, eine Gruppe

von Migrantinnen, die durch eine externe Institution gefördert werden würde, in ihren

Bildungsgang auf zu nehmen. Selbstverständlich mussten alle Teilnehmerinnen die

Voraussetzung zur Aufnahme an einer Fachschule erfüllen (siehe Punkt I.2.). Lediglich das

Bestehen des anfänglichen Testes in Deutsch wurde nicht als Aufnahmekriterium gewertet, da

der Träger der Maßnahme bei Schwierigkeiten in Deutsch zusätzliche Angebote zur

Verfügung stellte.

Zur Durchführung dieses Modellprojektes hat sich die Berufsbildende Schule für

Hauswirtschaft und Sozialpädagogik in Ludwigshafen bereit erklärt. Es wurde eine Klasse

eingerichtet, in der die ADAPT-Teilnehmerinnen zusammen mit zehn deutschen

Mitschülerinnen die dreijährige Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin

berufsbegleitend absolvierten. Um besser auf die Bedürfnisse der Migrantinnen einzugehen,

wurde die Klasse in verschiedenen Fächern getrennt unterrichtet.

Die Angebote, die der Maßnahmeträger zur Verfügung stellte (siehe Punkt II.7.), mussten

zusätzlich zum Schulstoff absolviert werden.
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4.  Demographische Daten der Teilnehmerinnen

Zu Beginn der Vorlaufzeit der Maßnahme im März 1998 bestand die Gruppe der an der

Ausbildung Interessierten aus 22 Personen. Davon waren fünf nicht auf einer Stelle aus

Ausländische Mitarbeiterin beschäftigt. Im Laufe des ersten Monats sprangen vier der

Ausländischen Mitarbeiterinnen ab. Zwei andere Frauen erfüllten die

Aufnahmevoraussetzungen der Schule nicht. Durch Vermittlung einer in Ludwigshafen

angebotenen Maßnahme des Vereins BAFF zur Berufsvorbereitung und -orientierung von

Migrantinnen kamen zwei weitere Interessentinnen dazu.

Es gab viele telefonische Anfragen, die sich auf die Kriterien zur Teilnahme an der

unterstützten Ausbildung bezogen. Viele der Anruferinnen erfüllten jedoch die

Aufnahmevoraussetzungen der Fachschule nicht. Sie konnten z.B. keinen Mittleren

Bildungsabschluss nachweisen oder hatten kein Vorpraktikum, Kindererziehungszeiten oder

andere sozialpädagogische Tätigkeiten absolviert. Vielen fehlte auch die Stelle, die zur

berufsbegleitenden Ausbildung nachgewiesen werden muß. Mit diesen Frauen wurden

vereinbart, noch gemeinsam die Stellensuche aufzunehmen.

Die Suche nach einer Stelle zur berufsbegleitenden Ausbildung gestaltete sich aus

verschiedenen Gründen jedoch schwierig:

a) Im Stellenschlüssel der Kindergärten können ausschließlich Personen mit

sozialpädagogischer Ausbildung angestellt werden.

b) Wenn eine an einer Ausbildung Teilnehmende ein Praktikum absolvieren möchte, gibt es

keine gesetzliche Bestimmung, die regelt, wie dies zu finanzieren sei, weswegen dafür

auch keine Stellen vorgesehen sind. Es gibt allerdings eine mündliche Vereinbarung

zwischen Ministerium und (den ehemaligen) Bezirksregierungen, die besagt, dass, wenn

der Einrichtung ein Vorpraktikumsplatz zur Verfügung steht, dieser auch von einer

solchen Kraft eingenommen werden kann. Die Auszubildende arbeitet anstatt an fünf nur

an drei Tagen pro Woche. Die Bezahlung und Versicherung wird analog der für

Vorpraktikantinnen geregelt.

c) Die Stellen der Vorpraktikantinnen bei den städtischen Einrichtungen werden in der Regel

im Vorjahr vergeben. D.h. kurzfristige Möglichkeiten bestehen hier kaum.

d) Kirchliche Träger haben z.T. Vorbehalte bei der Einstellung einer muslimischen Kraft.
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e) Kindertagesstätten, die im Schichtbetrieb arbeiten, sind auf eine Vollzeit-Vorpraktikantin

angewiesen. Gerade diese Einrichtungen hätten jedoch auf Grund des oft hohen Anteils an

ausländischen Kindern gerne eine ausländische Kraft eingestellt.

Trotz dieser Vorbehalte wurden für vier Frauen Anstellungsmöglichkeit gefunden.

Wie geplant konnten am 02.09.1998 15 Migrantinnen den Ausbildungsgang zur staatlich

anerkannten Erzieherin an der Berufsbildenden Schule für Hauswirtschaft/Sozialpädagogik in

Ludwigshafen beginnen. Im folgenden sind die demographischen Daten, wie sie zu Beginn

der Maßnahme bestanden, zusammengefaßt.

Alter

Das Durchschnittsalter der Frauen lag bei 34 Jahren. Drei waren älter als 45 Jahre, zwei

jünger als 25. Die älteste Frau war 53, die jüngste 23 Jahre alt.

Nationalität und Herkunft

Zehn Frauen hatten türkische Nationalität, zwei waren Iranerinnen, drei hatten die deutsche

Staatsbürgerschaft, zwei davon sind aus der Türkei, eine aus Polen zugewandert. Vier der

Migrantinnen kamen aus dem kurdischen Gebiet der Türkei.

Familienstand

Sieben der Frauen waren verheiratet, zwei waren geschieden, vier waren ledig, eine

verwitwet, eine lebte getrennt.

Kinder

Neun der Frauen hatten Kinder, die drei Frauen über 45 haben jeweils drei mittlerweile

erwachsene Kinder. Die anderen sechs hatten acht betreuungspflichtige Kinder. Das

Durchschnittsalter dieser Kinder betrug 6 Jahre. Das jüngste dieser Kinder war knapp zwei

Jahre alt, das älteste 13.
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Sprachkenntnisse

Alle Frauen sprachen deutsch als Zweitsprache, 13 sprachen türkisch, acht davon als

Muttersprache. Vier Frauen sprachen ebenfalls kurdisch, zwei persisch, eine polnisch. Vier

Frauen hatten Kenntnisse in Englisch, eine in Russisch, eine in Italienisch, eine zudem in

Afganisch und Arabisch. Die meisten Frauen sprachen drei Sprachen.

Schulische und berufliche Bildung

In diesem Punkt ist es sehr schwierig eine statistische Aussage zu treffen, da Berufswege

durch die Migration nicht zielgerichtet verfolgt werden konnten. Es läßt sich folgendes

festhalten: Die meisten der Frauen hatten den in ihrem Heimatland höchsten Schulabschluß

(i.d.R. Gymnasium) erreicht. Zwei hatten einen Mittleren Bildungsabschluß in Deutschland

gemacht. In den Heimatländern wurden folgende Berufe mit den dort üblichen Ausbildungen

erworben: Bürofachkraft, Schneiderin, Bankkauffrau, Hotelfachfrau, Technische Zeichnerin,

Kindergartenleiterin, Lehrerin, Grundschullehrerin. Zwei Frauen studierten Betriebs- und

Wirtschaftswissenschaft. In Deutschland bekamen die Migrantinnen ihre Abschlüsse in der

Regel nicht oder nur auf geringem Niveau anerkannt.

Einreise nach Deutschland

Das Durchschnittsalter bei der Einreise nach Deutschland betrug 27 Jahren. Die späteste

Einreise erfolgte mit 39 Jahren, die früheste mit 15. Eine der Frauen lebte in der zweiten

Generation in Deutschland, d.h. sie war in Deutschland geboren und aufgewachsen.

Wohnorte

Drei Migrantinnen wohnten in Mainz, eine kam aus der näheren Umgebung von Mainz. Drei

wohnten in Ludwigshafen, fünf in der Umgebung von Ludwigshafen, eine in Worms, zwei in

der näheren Umgebung von Worms. Eine der Frauen kam aus Rheinhessen.

Veränderungen der Teilnehmerinnen - Struktur

Selbstverständlich veränderte sich die Teilnehmerinnen - Struktur in den drei Jahren der

Ausbildung. Zum Beispiel waren Scheidungen, Wohnortwechsel und Arbeitsplatzwechsel zu

verzeichnen.
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Eine Teilnehmerin schied aus persönlichen Gründen nach dem ersten Schuljahr aus. Ihrer

eigenen Aussagen zufolge war sie den Anforderungen vor allem in Bezug auf die deutsche

Sprache nicht gewachsen. Nach dem zweiten Schuljahr wurden drei Teilnehmerinnen nicht

versetzt. Eine davon wegen zu geringer Anwesenheit während des Unterrichtes, so dass die

Leistungen nicht feststellbar waren. Die zwei weiteren auf Grund zu geringer Leistungen.

Diese beiden haben bis zum Ende der ADAPT-Maßnahme an den Angeboten des Trägers

teilgenommen, weil sie weiterhin das Ziel verfolgten, einen Abschluss zu erlangen. Eine

Teilnehmerin wiederholte die Klasse, die andere bereitete sich darauf vor im nachfolgenden

Schuljahr an eine andere Berufsbildende Schule zu wechseln.

5.  Die Entscheidung für eine Ausbildung in Teilzeit

Die Maßnahme wurde für eine Gruppe angeboten, die an der Ausbildung zur Erzieherin in

Teilzeit interessiert war. Dies hatte mehrere Vorteile:

Erstens wurde der Wunsch nach einer Teilzeitausbildung von den Teilnehmerinnen selbst an

den Träger heran getragen. Für sie hatte dies den Vorteil, finanziell unabhängig zu bleiben.

Zweitens war es für den Träger wichtig, die Kofinanzierung der Maßnahme zu sichern. Dies

konnte insofern realisiert werden, dass einige Mitarbeiterinnen für die Teilnahme an der

Ausbildung und der Maßnahme von ihren Arbeitgebern freigestellt wurden (siehe Punkt 3).

Drittens ging der Träger davon aus, dass durch die Dauer von drei Jahren, die bis zur

schulischen Prüfung vergehen würden, mehr Zeit bleiben würde, die Deutsch - Kenntnisse der

Studierenden zu verbessern und somit die Erfolgschancen zu erhöhen.

Viertens wird die Teilzeitausbildung traditionell von älteren und praxiserfahreneren

Studierenden absolviert. Deswegen können hier die Praxisbeispiele und alltäglichen

Erfahrungen aus den Kindertagesstätten im theoretischen Unterricht besser berücksichtigt

werden.
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Erst durch die Erfahrungen, die im Laufe der Maßnahme gemacht wurden, stellten sich auch

die Nachteile heraus. Vor allem ist es im Verlauf der Ausbildung für einige Teilnehmerinnen

sehr schwierig geworden, die Anforderungen der Praxis mit denen der Schule in Einklang zu

bringen.

Die meisten Teilnehmerinnen hatten die gleichen Arbeitsstellen inne, wie vor Beginn der

Ausbildung. Dies hatte zur Folge - in besonderem Maße trifft dies für diejenigen zu, die für

die Teilnahme an der Ausbildung freigestellt wurden - dass die Anforderungen an die

Quantität der Arbeitsleistung die gleichen blieben. Selbst wenn die Leiterinnen der

Einrichtungen sich dieser Schwierigkeit bewusst waren und aktiv Veränderungen der

Situation herbei führten, war es nicht einfach für die Auszubildenden, sich gegenüber den

Erwartungen der Eltern und Kolleginnen abzugrenzen.

Diesen doppelten Anforderungen gerecht zu werden und häufig eine Familie mit ihren

Bedürfnissen und Wünschen zu berücksichtigen, wurde für einige zu einer schwierigen

Aufgabe. Hierin spiegeln sich sicher auch die Erwartungen, mit denen Frauen in Gesellschaft

und Familie konfrontiert werden.

Einige Aussagen, die von den Teilnehmerinnen im Hinblick auf die Ausbildung in

Teilzeitform gemacht wurden1:

- "Ich konnte die in der Schule gemachte Theorie am nächsten Tag in die Praxis umsetzen."

- "Ich fand es sehr stressig, weil man wenig Zeit gehabt hat, zu lernen."

- "Ich hatte dadurch keine finanziellen Einbußen."

- "Ich finde Teilzeitform negativ, weil ich mich nicht nur auf die Schule konzentrieren

konnte."

- "Ich konnte dadurch meine Fehler und die Arbeitsweise von anderen Erzieherinnen sehen

und bewerten."

- "Durch die Doppelbelastung leidet das Privatleben."

- "Die Erfahrungen aus der Praxis können in den Unterricht eingebracht werden."

- "Wenn die Schultage mitten in der Woche sind, (...) dann kommt es (im Kindergarten)

nicht zu einem fließenden Arbeitsablauf."

                                                
1 Alle in diesem Bericht gemachten Aussagen, die in wörtlicher Rede wieder gegeben werden, stammen von
schriftlichen Evaluationen, die vom Träger im Laufe der Maßnahme durchgeführt wurden.
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- "Ich selbst habe die Belastung nicht so stark empfunden, dank der Unterstützung meines

Mannes."

- "Dadurch, dass die Klassenkameradinnen nicht aus meiner Gegend waren, fiel es schwer,

gemeinsam zu lernen."

6.  Die Kindertagesstätten, die Arbeitsstellen der Ausländischen Mitarbeiterinnen

Wie bereits in Punkt II.5. erwähnt, war es nicht immer einfach, die Anforderungen von

Arbeitsstelle und Schulausbildung zu vereinbaren. In allen Praxisstellen wurden

Abschlussgespräche geführt und ein Fragebogen zur schriftlichen Evaluation verteilt.

Hier ist zu betonen, dass alle Leiterinnen und Teams der betroffenen Kindertagesstätten sich

sehr darüber freuten, dass ihre Mitarbeiterinnen mit Erfolg die Prüfung zum schulischen

Abschluss bestanden hatten. Die meisten Kolleginnen der Teilnehmerinnen kennen diese

schon länger und unterstützten sehr das Vorhaben eine Ausbildung zu absolvieren. Dennoch

waren nur wenige Leiterinnen und Kolleginnen immer und direkt mit dem Ausbildungsstand

der Schule vertraut. Zum einen, weil die Mitarbeiterinnen selbst die Trennung von Schule und

Arbeitsplatz vollziehen wollten, zum anderen, weil die Bedürfnisse der praktischen und

alltäglichen Arbeit kaum Raum ließen, ausführlich über die Ausbildung zu sprechen.

Exkurs: Die Aufgaben der Ausländischen Mitarbeiterin

Die Tatsache, dass es keine durch die Verwaltungsvorschrift (siehe Punkt 3.) fest

geschriebenen Aufgaben gibt, lässt zu, dass Ausländische Mitarbeiterinnen in der

Kindergartenpraxis sehr unterschiedlich eingesetzt werden. Eine von der Arbeitsgemeinschaft

der Ausländischen Mitarbeiterinnen in Mainz und dem Institut IPE erarbeiteter Vorschlag

umreißt die unten aufgeführten inhaltlichen Aufgabenbereiche. Wie die organisatorische

Gestaltung im einzelnen gehandhabt wird, ist ebenfalls sehr unterschiedlich. Sie reicht vom

ausschließlichen Einsatz in einer Gruppe bis zum generellen Gruppen übergreifenden

Arbeiten.
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- Interkulturelle Angebote für die Kinder: Dies sind Projekte für alle Kinder des

Kindergartens. Sie sollen die Kinder für verschiedene Kulturen, Sprachen und

Lebensweisen sensibilisieren.

- Muttersprachliche Angebote: Hier sollen die Kinder muttersprachlich gefördert werden.

Ausländische Mitarbeiterinnen geben meistens regelmäßig Förderung in Kleingruppen.

- Stärkung der Zusammenarbeit mit ausländischen Eltern: Dazu gehört z.B. die

Übersetzung von Elterninformationen sowie das Dolmetschen bei Elternabenden. Auch

den Eltern, die aus anderen Kulturkreisen abstammen als die Ausländische Mitarbeiterin,

soll durch die Migrantin im Team Offenheit für deren Bedürfnisse signalisiert werden.

- Information über kulturelle Verschiedenheit der eigenen Kultur zur deutschen

Mehrheitskultur. Wenn interkulturelle Arbeit in einer multikulturellen Kita ernst

genommen wird, sollten hier auch versucht werden, die Teams der Kitas multikulturell

zusammen zu setzen.

Den Leiterinnen und Kolleginnen war in der Regel sehr wohl bewußt, welchen

Mehrfachbelastungen die Teilnehmerinnen ausgesetzt waren. Dennoch war es zum Teil kaum

realisierbar, Aufgaben auf Kolleginnen um zu verteilen. Dies lag unter anderem daran, dass

die Aufgaben der Ausländischen Mitarbeiterin zum Teil seit Jahren von dieser ausgeführt

wurden. Zum Beispiel war es auch für Eltern schwierig zu verstehen, warum die Mitarbeiterin

an zwei Tagen pro Woche nicht in der Einrichtung anwesend war. Hier war sicherlich auch

hinderlich, dass die Schultage auf Mittwoch und Donnerstag gelegt wurden und somit die

Planung von bestimmten Aktionen, Elterngesprächen, Projekten und Besprechungen

erschwert wurde.

In anderen Teams wiederum ließen sich die Aufgaben leichter verteilen und Kolleginnen

konnten Aufgaben, die zuvor von der Ausländischen Mitarbeiterin ausgeführt wurden,

übernehmen.

In den Einrichtungen, in denen es besondere Schwierigkeiten zu überwinden gab, wurde eine

sehr intensive Begleitung von seiten des Maßnahmeträgers angeboten und auch

wahrgenommen. Hier wurden monatlich Gespräche vereinbart. Dies war im besonderen in

zwei Kindertagesstätten der Fall. Die zwei Teilnehmerinnen waren vor Beginn der
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Ausbildung nicht beschäftigt und hatten auch sonst keine Praxiserfahrung in deutschen

Kindergärten. Die Migrantinnen waren in diesen Fällen in einem Praktikumsverhältnis

angestellt. Dadurch ergaben sich Konflikte beim Finden der Rollen, bei Absprachen und

Verantwortlichkeiten sowie beim Verteilen und Planen der Aufgaben.

Der Kontakt aller Kindertagesstätten zum Maßnahmeträger gestaltete sich regelmäßig, meist

bei Bedarf der Mitarbeiterin und auf Initiative des Maßnahmeträgers. Die

Kooperationsbereitschaft der Einrichtungen lässt sich als sehr hoch bezeichnen. Es konnten

immer, auch kurzfristig, Gesprächstermine vereinbart werden und es wurde in allen Fällen

ergebnisorientiert vor allem im Sinne der Unterstützung der Teilnehmerin verhandelt. Die

Einrichtungen bezeichneten die Beratungstätigkeit für die Mitarbeiterinnen durch den

Maßnahmeträger als voll angemessen.

7.  Angebote für die Teilnehmerinnen durch den Maßnahmeträger

Vom Maßnahmeträger wurden den Teilnehmerinnen die im Folgenden näher beschriebenen

Angebote gemacht.

7.1  Hausaufgabenhilfe

Zur Durchführung der Hausaufgabenhilfe wurden mit dafür geeigneten Personen

Honorarverträge abgeschlossen. Bei der Einstellung wurde darauf geachtet, dass die

Honorarkräfte den Elementarbereich möglichst aus eigener Praxis kannten. Die meisten hatten

die Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin selbst durchlaufen und kannten daher den

zu vermittelnden Unterrichtsstoff.

Die Durchführung eines kontinuierlichen Angebotes an Hausaufgabenhilfe erwies sich als

schwierig. Nach dem ersten Ausbildungsjahr zeigten sich innerhalb der Gruppe große

Unterschiede in Bezug auf den Umfang und die Methoden der Hausaufgabenhilfe. Daher

wurde dazu übergegangen, Hausaufgabenhilfe individuell anzubieten. Somit wurde jede

Teilnehmerin in den für sie wichtigen Fächern gefördert.
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7.1.1 Situation des Personals der Hausaufgabenhilfe

Eine Auswertung der Situation der Hausaufgabenhilfe, die mit dem dafür eingestellten

Personal durchgeführt wurde, ergab folgende Ergebnisse.

In Bezug auf die Gesamtsituation

Keine der Honorarkräfte konnte aussagen, dass die Teilnehmerinnen gut mit der

Mehrfachbelastung umgehen konnten. Eine häufige starke Belastung trat ein durch

mangelnde Sprachkenntnisse, fehlende Lerntechniken sowie häufige Ausfälle durch

Krankheit. Die größten Schwierigkeiten wurden darin gesehen, die schulischen Aufgaben zu

bewältigen und die familiären Belastungen aus zu halten. Weniger problematisch erschien die

Belastung durch die praktische Arbeit in den Kindertagesstätten.

In Bezug auf die Aufgaben der Hausaufgabenhilfe

Die Rolle einer Person, die eine externe Unterstützung für eine Ausbildung in einem relativ

geschlossenen System anbieten soll, ist nicht immer leicht. Als Schwierigkeit bei der

Vermittlung des schulischen Lernstoffes wurden genannt, dass unklare oder zu komplexe

Aufgabenstellung seitens der Lehrer in der Schule gegeben wurden, unvollständige

Unterlagen vorlagen, zu viel Stoff bearbeitet werden sollte sowie die Erwartungen der

Teilnehmerinnen sehr hoch waren. Die Vermittlung des Stoffes fiel den meisten durch ihre

eigene Berufserfahrung eher leicht. Als Kritik wurde von vielen angemerkt, dass sich die

Teilnehmerinnen nur unzureichend auf die Hausaufgabenhilfe vorbereiteten.

Als Ursache einer besonderen Frustration einer Teilnehmerin wurde die fehlende

Anerkennung ihres schon qualifizierten Abschlusses im Heimatland genannt.

Die Vorbereitung und Gestaltung der Hausaufgabenhilfe oblag voll und ganz den

Honorarkräften selbst. Der Kontakt zum Maßnahmeträger ergab sich unregelmäßig,

spätestens jedoch wenn Schwierigkeiten zu regeln waren. Dies geschah sowohl auf Initiative

des Maßnahmeträgers direkt, als auch auf Initiative der Kräfte selbst oder der
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Teilnehmerinnen. Die Beratung der Teilnehmerinnen durch den Maßnahmeträger erfolgte aus

Sicht des Personals der Hausaufgabenhilfe in angemessenem Umfang.

Zur Gestaltung der Hausaufgabenhilfe in Bezug auf die eigene Vorbereitung und Planung,

anstehende Klassenarbeiten sowie die Nachbereitung des Unterrichtsstoffes wurden folgende

Aussagen gemacht:

- Es "wurde gemeinsam die Planung für die nächste Stunde mit den Schülern abgesprochen.

Teilweise informierte ich mich vorher über den Stoff oder benutzte Bücher meiner

Ausbildung. Vor Klassenarbeiten übten wir häufig anhand von Fragen, die ich stellte. Die

Schüler beantworteten diese zunächst mündlich dann selbständig schriftlich..."

- "Ich versuchte immer, die Lerninhalte durchdringen zu lassen (verstehender Ansatz):

Auswendig lernen gilt nicht! Gleichzeitig versuchte ich, die soziokulturellen Hintergründe

des Stoffes offen zu legen und die Teilnehmerinnen zur Diskussion ihrer Rolle zu

bewegen (personaler Ansatz)."

- "Ich habe viel Mühe und Zeit investiert, (...) damit die Teilnehmerinnen zufrieden waren,

d.h. ihre Noten besser wurden..."

- Es war erforderlich, "vorausplanend anstehende Klassenarbeiten zu dokumentieren, um

(...) einen Überblick über die Aufgaben auf zu zeigen und somit einen Zeitplan für die

einzelnen Fächer, je nach Schwierigkeitsgrad auf zu stellen..."

- Es gehörte zu den Aufgaben, "Unterlagen (zu) vervollständigen und (zu) strukturieren."

7.1.2 Bewertung der Hausaufgabenhilfe durch die Teilnehmerinnen

Bis auf drei Teilnehmerinnen bekamen alle regelmäßige Hilfe bei den Hausaufgaben. Die

meisten Migrantinnen bewerten diese Unterstützung als sehr wichtig. Hierzu einige Aussagen

der Migrantinnen:

- "Ohne die Hausaufgabenhilfe wäre es für mich dreifach schwer gewesen. Vielleicht hätte

ich die Schule nicht absolvieren können."

- "Ich war und bin sehr zufrieden und befürworte das ganze System."

- "Es war für mich sehr dringend, aber es hat nicht so gut geklappt."

- Ich brauchte die Hilfe, "ohne die ein Erfolg für mich nicht möglich gewesen wäre.".



-24-24

7.2  Kurse/Blockveranstaltungen in Deutsch als Fachsprache für die

sozialpädagogische Ausbildung sowie für die Prüfungsvorbereitung

Sowohl die Deutschkurse als auch die Vorbereitung der schriftlichen Prüfung des schulischen

Abschlusses wurden im Gegensatz zur Hausaufgabenhilfe in Blockveranstaltungen für die

gesamte Gruppe angeboten. Dieses Angebot war ein tragender Pfeiler der Maßnahme. Hier

bestand bis zum Ende der Ausbildung ein großer Bedarf.

Zunächst wurde noch vor Beginn der schulischen Ausbildung ein Deutschkurs eingerichtet.

Das Ziel, das hiermit erreicht werden sollte, bezog sich hauptsächlich auf die Reduzierung der

Defizite in Bezug auf die Fachsprache in Deutsch. Es schien jedoch ebenso wichtig, die

Gelegenheit zu schaffen, Hemmungen und Ängste zu thematisieren, um die Ausbildung

selbstbewußter und sicherer zu beginnen. Das Ziel war, einen positiven

Gruppenzusammenhalt zu schaffen.

Im weiteren Verlauf der Ausbildung gab es verschiedene Blockveranstaltungen zur

Verbesserung der Fachsprache in Deutsch. Diese wurden von einer Referentin geleitet, die

selbst Leiterin eines Kindergartens ist, aber auch Erfahrung im Unterrichten von Deutsch für

Migrantinnen hat.

Die Veranstaltungen wurden vor allem dazu genutzt, pädagogische Fachtexte zu lesen und

den spezifischen Wortschatz zu erweitern. Von den an diesen Tagen gelernten Worten wurden

Wortlisten erstellt. Danach wurden schriftlich oder mündlich Fragen zu dem Gelesenen

beantwortet. Zur Auflockerung wurden auch Sprach - Spiele einbezogen. Zur Erarbeitung von

eigenen Texten wurde auch in Kleingruppen gearbeitet. Es wurden auch Hausaufgaben, z.B.

die Erstellung eines Protokolls, verteilt, die in der Regel bei den folgenden Treffen

gemeinsam besprochen wurden.

Allgemein ist zu betonen, dass es für das Arbeiten in einer Gruppe mit unterschiedlichen

Muttersprachen und unterschiedlichen Sprachniveaus innerhalb der Unterrichtssprache sehr

wichtig ist, langsam und deutlich zu sprechen sowie klare Satzstrukturen zu verwenden.

Außerdem sollten Schlüsselbegiffe unter Angabe des Artikels angeschrieben und erklärt

werden. Es sollte immer genügend Zeit bestehen, Zwischenfragen zu ermöglichen. Es war vor
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allem zu Beginn wichtig, zuzulassen, dass die Teilnehmerinnen sich gegenseitig mit

Übersetzungen aus dem Türkischen oder ins Türkische helfen konnten. Dies hat zu konträren

Diskussionen innerhalb der Gruppe geführt, da einige durch die Benutzung von anderen

Sprachen im Unterricht und auch in den Pausen sich „aus dem Deutsch herausgerissen“

fühlten und es lieber gehabt hätten, ausschließlich deutsche Erklärungen zu erlauben. Es ließ

sich jedoch für das gemeinsame Arbeiten ein Konsens finden. Übersetzungen von einzelnen

Wörtern sollten nach wie vor möglich sein, Diskussionen, die sich daraus ergeben könnten,

sollten jedoch ausschließlich in Deutsch geführt werden. Außerdem sollte die Lehrkraft

Pausen einräumen, um die muttersprachlichen Einschübe zu ermöglichen. Es sollte möglichst

nicht in mehreren Sprachen parallel gesprochen werden, da dies eine zu große Konfusion

hervorrufen würde. Diese Diskussionen um die gemeinsamen Regeln der Benutzung von

Sprachen im Unterricht waren sehr produktiv, da sie nicht nur den unterschiedlichen Umgang

mit Sprache zum Thema hatten, sondern auch unterschiedliche Lernmethoden von Personen

generell reflektierten. Diese unterschiedlichen Lernstile wurden nicht bewertet, sondern

sollten möglichst nebeneinander bestehen können. Es kam eine Reflexion in Gang, die

aufdeckte, dass verschiedene Zugangsweisen zu Wissen und eben auch zu Sprachen bestehen.

Für jede einzelne Teilnehmerin war es wichtig zu erkennen, welche die effektivste Methode

für das eigene Lernen darstellt.

Drei Monate vor der Prüfung des schulischen Abschlusses wurde eine viertägige

Blockveranstaltung zur Prüfungsvorbereitung durchgeführt. Hier wurden die Inhalte der vier

Kernfächer, die schriftlich geprüft wurden, wiederholt. Diese Zeit wurde vor allem durch die

schriftliche Beantwortung von Fragen der zu behandelten Themen und der wiederholten

intensiven Auseinandersetzung mit dem Verstehen von Prüfungsfragen genutzt.

In Bezug auf die Bewertung der Entwicklung ihrer Deutschkenntnisse machten die

Teilnehmerinnen folgende Angaben:

Fast alle Teilnehmerinnen gaben an, dass sich ihre Deutschkenntnisse im Laufe der

Ausbildung sowohl schriftlich als auch mündlich sehr verbessert haben. Vier Migrantinnen

stellten fest, dass sie erst durch die Ausbildung sensibel geworden seien, die eigenen Fehler

wahr zu nehmen und zu verbessern. Die Hälfte der Frauen äußerte, es fiele ihr schwer, die

Sprachkenntnisse in Deutsch zu verbessern, da die gleichen Fehler schon sehr lange machen

würden.
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7.3  Sozialpädagogische Begleitung

Die persönliche Begleitung der Teilnehmerinnen wurde vom Maßnahmeträger intensiv

geführt. Beratung wurde durch regelmäßige Gespräche, im Einzelfall bei Hausbesuchen,

organisiert. Mit einzelnen Teilnehmerinnen wurde im Bedarfsfall ein individueller Hilfeplan

erstellt.

Um die Angebote möglichst genau auf die Teilnehmerinnen abzustimmen wurden immer

wieder Evaluationen durchgeführt. Zum Beispiel wurden Reflexionswochenenden

veranstaltet, an denen die weitere Vorgehensweise besprochen wurde. Außerdem konnte diese

Gelegenheit genutzt werden, ausführliche Beratungsgespräche zu führen.

7.3.1 Besondere Anforderungen der sozialpädagogischen Begleitung

Der Beratungsbedarf der Teilnehmerinnen forderte viel Zeit. Dafür gibt es mehrere Gründe.

Die Ausbildung stellt vor allem in Bezug auf die Fachsprache Deutsch hohe Anforderungen.

Im Verlauf der Ausbildung nahm die Stoffmenge generell zu, somit auch der Leistungs- und

Zeitdruck. Dies hatte bei einigen Teilnehmerinnen negative Auswirkungen auf das

persönliche Wohlbefinden, den gesundheitlichen Zustand sowie auf die Familiensituation und

das Zusammenleben mit dem (Ehe)partner. Für die sozialpädagogische Betreuung war es vor

allem wichtig, schnell und flexibel auf Notsituationen reagieren zu können. Da die Maßnahme

in einem räumlichen Umkreis von 120 km organisiert war, waren auch im Hinblick darauf

Flexibilität sowie ein hohes Zeitbudget erforderlich.

Eine besondere Herausforderung stellte die interkulturelle Dimension der

sozialpädagogischen Beratung dar. Zum einen war es wichtig, die kulturellen Hintergründe

und sich daraus ergebenden Handlungsweisen der Teilnehmerinnen zu kennen. Zum anderen

stellte es ich als notwendig heraus, die Grenzen einer institutionellen Beratung aufzuzeigen.

Die Abgrenzung zwischen professioneller Beratung und freundschaftlichem Dienst war für

einzelne Teilnehmerinnen nicht immer nachvollziehbar. Dem liegen zum Teil auch

verschiedene kulturell verankerte Definitionen von Berufsrollen zu Grunde.
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7.3.2 Bewertung der Sozialpädagogische Unterstützung durch die Teilnehmerinnen

Die sozialpädagogische Begleitung der Maßnahme war für alle Teilnehmerinnen wichtig.

Dazu Aussagen der Teilnehmerinnen:

- "Die persönliche Unterstützung war sehr gut und hilfreich."

- "Ich habe hier gemerkt, dass wir nicht alleine sind."

- Wenn ich jemanden "gebraucht habe, war jemand für mich da; das war ein gutes Gefühl."

- Es "wurde mir sehr viel geholfen."

- "Die persönlich Unterstützung war für mich immer da und hat mich ermutigt - sehr gut."

- "Sehr gut, dass ich jemand kompetentes (...) im Hintergrund hatte..."

- "Durch die persönlichen Gespräche und Beratungen wurde mir sehr viel geholfen.".

7.4   Organisatorische und materielle Unterstützung

Die Teilnehmerinnen wurden vom Maßnahmeträger dahingehend unterstützt, dass sich die

Planung der Seminare und Hausaufgabenhilfe sehr an ihren Bedürfnissen orientierte. Dies

zeigte sich in der Organisation von Kinderbetreuung sowie der zeitlichen Gestaltung aller

Angebote. Auch bei notwendigen Gesprächen mit den Anstellungsträgern in Bezug auf

Bezahlung, Absprachen, Freistellungen oder innerbetrieblichen Konflikten wurde vom

Maßnahmeträger eine intensive Betreuung angeboten.

Auch die Fahrtkosten zur Ausbildungsstätte und zu allen Angeboten des Maßnahmeträgers,

Kosten für Fachbücher sowie Kinderbetreuung wurden vom Maßnahmeträger übernommen.

7.4.1 Bewertung der organisatorischen und materiellen Unterstützung durch die

Teilnehmerinnen

Die Unterstützung wurde von allen als hilfreich und sinnvoll eingeschätzt. Keine hätte sich

vorstellen können, eine zusätzliche finanzielle Belastung auf sich zu nehmen, um z.B. an

Seminaren teilzunehmen. Die Erstattung eines Teils der anfallenden Fahrtkosten war für alle

sehr wichtig.
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Die Teilnehmerinnen bewerteten diese Art der Unterstützung als sehr gelungen und

entlastend. Aussagen dazu:

- "Die Absprachen mit dem Träger haben mir viele Unannehmlichkeiten erspart. Die

zeitliche Planung der Angebote war sehr gut gedacht und wurde gut (vom Personal des

Kindergartens) angenommen."

- Unsere Ansprechpartnerin "muss ich (...) sehr loben, da (sie) immer bereit (war), unsere

Kinder zu betreuen und auch die Betreuung sehr gut organisiert (hat)."

- "Die (Seminare) waren für mich gut organisiert und strukturiert. Hier habe ich auch für

mich etwas gelernt und wende es bei meinen Elternabenden (...) an.".

8.  Zusammenarbeit mit der Berufsbildenden Schule

Die Zusammenarbeit mit der Berufsbildenden Schule lief auf verschiedenen Ebenen.

Zwischen den Lehrer/innen und der Koordinatorin der Maßnahme fanden oft „Tür-und-

Angel-Gespräche“ statt. Mit dem Klassenlehrer gab es darüber hinaus regelmäßige

Besprechungen. Im letzten Schuljahr hatte sich hier ein durch gegenseitiges Vertrauen

geprägtes Arbeitsklima entwickelt. Mit der Schulleitung gab es nur zu Beginn regelmäßige

Gespräche. Von Seiten der Schule gab es für die Belange der Maßnahme kein/e

Ansprechpartner/in (siehe Punkt II.11.1).

Im ersten Schuljahr 1998 / 1999 wurde gemeinsam eine Konferenz organisiert. Es wurde zu

einem Treffen zwischen Leiterinnen der Praxisstellen und Lehrer/innen der Fachschule

eingeladen. Anlass der Veranstaltung war das gegenseitige Kennenlernen und das Treffen von

Absprachen, wie die Teilnehmerinnen besser unterstützt werden können.

Im zweiten Schuljahr 1999 / 2000 wurde eine landesweite Fachtagung mit dem Titel

„Interkulturelle und europäische Dimensionen in der sozialpädagogischen Berufsausbildung“

angeboten. Ort der Veranstaltung war die BBS in Ludwigshafen. Bei der eintägigen

Veranstaltung diskutierten 45 Teilnehmerinnen von Fachschulen aus Rheinland-Pfalz und

angrenzenden Bundesländern. Geleitet wurden thematisch unterschiedliche Arbeitsgruppen
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von vier Lehrerinnen von Berufsbildenden Schulen mit Projekten für Migrant/innen aus

Hamburg, Berlin und Duisburg.

Als größte gemeinsame Veranstaltung wurde, ebenfalls im zweiten Schuljahr, eine

gemeinsame Klassenfahrt durchgeführt. Hieran nahmen alle Auszubildenden der Klasse

Teilzeit 98 teil. Der Klassenlehrer und der Maßnahmeträger übernahmen hierfür gemeinsam

die Planung. Die Reise ging nach St.Pölten in Österreich, dem internationalen Projektpartner

der ADAPT-Maßnahme (siehe Punkt II.10.2.2).

9.  Kooperationspartner

In einer solch komplexen Maßnahme sind Kooperationspartner und Netzwerkarbeit sehr

wichtig. Für das ADAPTBüro war die Zusammenarbeit mit dem IPE - Institut für

Interkulturelle Pädagogik im Elementarbereich unverzichtbar. Ohne die Strukturen, die

IPE besitzt, hätte diese Maßnahme nicht erfolgreich arbeiten können. Auch sind einige

Veranstaltungen in Zusammenarbeit ausgerichtet worden.

Als ebenfalls wichtiger Kooperationspartner ist das Büro der rheinland-pfälzischen

Landesbeauftragten für Ausländerfragen bei der Staatskanzlei zu nennen. Die

Ausländerbeauftragte Frau Weber unterstützte alle Vorhaben und war sehr interessiert am

erfolgreichen Ausgang dieser Maßnahme. In Kooperation mit IPE unterstützte sie einzelne

Veranstaltungen auch finanziell.

Als wichtiger Partner in der inhaltlichen Zusammenarbeit ist die Arbeitsstelle

Interkulturelle Erziehung (AIE) der Stadtverwaltung Ludwigshafen / Sparte

Kindertageseinrichtungen in Ludwigshafen, in der Person von Frau Gerda Ludwig zu sehen.

Veranstaltungen in Ludwigshafen wurden immer in engen Absprachen organisiert.

Ein großer Teil der organisierten Hausaufgabenhilfe und Blockveranstaltungen fanden in den

Räumen des Sozialpädagogischen Fortbildungszentrums (SPFZ) des Landes Rheinland-

Pfalz und des Internationalen Frauentreffs in Ludwigshafen statt. Diese Unterstützung war

sehr wertvoll.
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Darüber hinaus gab es andere Institutionen und Personen mit denen punktuell

zusammengearbeitet wurde. Dies war abhängig von den Produkten, die gemeinsam erstellt

werden, z.B. Musik-CD, CD-ROM, Video zur Abschlussdokumentation, oder von

Einzelfallhilfen, z.B. Jugendämter, (Erziehungs-)Beratungsstellen, Rechtsanwälte, Schulen,

Interkulturelles Büro der Stadt Mainz.

10.  Internationale Vernetzung

Da die Maßnahme durch den Europäischen Sozialfonds im Rahmen der

Beschäftigungsinitiative ADAPT gefördert wurde, war die internationale Vernetzung mit

mindestens zwei europäischen Partnern notwendig.

Eine transnationale Kooperation bestand mit folgenden Instituten:

In Italien

Istituto Universitario Orientale di Napoli

Piazza Bovio, 22

80134 Napoli

Italien

In Österreich:

Niederösterreichische Landesregierung, Abt. Kindertagesstätten

Zentrum für Kindergartenpädagogik

Landhausplatz 1

3109 St. Pölten

Österreich

10.1 ADAPT-Partner in Neapel

Das Ziel des ADAPT-Projektes in Italien konnte, wie sich beim ersten internationalen Treffen

herausstellte, leider kaum mit den Absichten der hier vorgestellten Maßnahme in Einklang
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gebracht werden. Aus diesem Grund wurde die Entscheidung getroffen, unterschiedliche

Produkte relativ unabhängig voneinander zu entwickeln und die Endprodukte miteinander

auszutauschen.

In diesem Zusammenhang ist vom Maßnahmeträger in Zusammenarbeit mit dem IPE eine

fünfsprachige Musik-CD und ein entsprechendes Begleitheft mit Text- und Aussprachehilfen

mit Kinderliedern und Fingerspielen entwickelt worden. Dieses Produkt wurde im Jahr 2000

fertiggestellt und ist für die interkulturelle Arbeit in Kindertagesstätten ein wichtiges

Materialangebot. In Zukunft ist diese CD beim Institut IPE erhältlich.

10.2 Assoziierter Partner in St. Pölten

Eine weitaus intensivere Partnerschaft konnte sich mit dem österreichischen Partner in

St.Pölten entwickeln. Das der niederösterreichischen Landesregierung zugeordnete Zentrum

für Kindergartenpädagogik bot von 1998 bis 2000 für die im Land Niederösterreich

arbeitenden interkulturellen Mitarbeiter/innen in Kindertageseinrichtungen einen Kurs an, in

dem Grundlagenwissen für die interkulturelle Arbeit im Elementarbereich vermittelt wurde.

Dieser am Modell der Fort- und Weiterbildung orientierte Kurs schließt nicht mit einer formal

anerkannten Berufsqualifikation ab, sondern mit einem Zertifikat. Er wurde über Mittel der

EU im Rahmen von Comenius initiiert. Es wurden sowohl bilaterale Kontakte hergestellt, als

auch Netzwerke mit mehreren internationalen Partnern aufgebaut.

10.2.1 Gemeinsames Produkt

Als gemeinsames Produkt wurde in Zusammenarbeit mit mehreren internationalen Partnern1

ein Modulkurs entwickelt, der auch in anderen Gruppen in der Fortbildung Einsatz finden

kann. Der Kurs liegt in Form einer CD-ROM in Deutsch, Niederländisch, Dänisch und

                                                
1 Bundesbildungsanstalt für Kindergartenpädagogik / Wien (Österreich), Fontys Hogscholen Eindhoven
(Niederlande), Sensor - Bureau voor Training & Advies op her gebied von Interculturalisatie, Helmond
(Niederlande), Bosschol Institut SEC, Arnheim (Niederlande), Stiftung H.B.V. Nijmegen (Niederlande),
Landesamt für Praxis und Theorie der Schule Kronshagen (Deutschland), AKAK e.V. Hameln (Deutschland),
Freie Universität Bozen (Italien), ASAL Rom (Italien), Istituto Pedagogico Italiano Bozen (Italien), Seminariet
Aabenraa (Dänemark), Agoraens Børnegård, Aabenraa (Dänemark)
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Italienisch vor. Im Rahmen der Erstellung kam es neben gemeinsamen Arbeitstreffen auch

zum Lehrkräfteaustausch.

10.2.2 Austausch der Teilnehmer/innen

Eine für alle Beteiligten bereichernde Erfahrung war ein Besuch der Teilnehmer/innen aus

St.Pölten in Mainz. Die interkulturellen Mitarbeiter/innen kamen zu einem

Hospitationsbesuch während der interkulturellen Aktionswoche in Mainzer

Kindertagesstätten im Juni 1999. Sie konnten hier Ideen für ihre eigene interkulturelle Arbeit

sammeln und sich mit ihren „deutschen“ Kolleginnen, den Migrantinnen in Deutschland,

austauschen.

Eine gemeinsame Veranstaltung der Teilnehmerinnen der ADAPT-Maßnahme mit den

österreichischen Kolleginnen wurde vom im März 2000 in St.Pölten durchgeführt. Das

Programm beinhaltete folgende Punkte: Informationen zu Migration und interkultureller

Pädagogik, Hospitationen in verschiedenen Kindergärten und Kindertagesstätten im Land

Niederösterreich sowie das Kennenlernen der Arbeit der interkulturellen MitarbeiterInnen

dort, Theater als Methode interkultureller Arbeit sowie eine Fahrt nach Wien. Wie sich in der

Reflektion verdeutlichte, war die Hospitation in den Kindertageseinrichtungen für die

Teilnehmerinnen eine besonders wertvolle Erfahrung. Die Teilnehmerinnen erhielten

hierdurch viel Motivation für die eigene Arbeit und auch für die Ausbildungssituation.

Bezogen auf die Ausbildungssituation zeigte sich besonders deutlich, wie wichtig der staatlich

anerkannte Abschluss am Ende der Ausbildung ist. Die österreichischen Kolleginnen haben

trotz intensiver Weiterbildung keine formal anerkannte Qualifikation für den Arbeitsmarkt

erworben.

11.  Ergebnisse

Die in diesem Punkt dargestellten Ergebnisse, die mit Hilfe dieser Maßnahme erreicht

wurden, werden zunächst aus Sicht des Maßnahmeträgers beschrieben. Außerdem wird noch
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einmal dargestellt, wie die Teilnehmerinnen selbst ihren Zuwachs an Professionalität durch

einen Ausbildungsabschluss und die Förderung durch die Maßnahme beschreiben.

11.1 Reflexion durch den Maßnahmeträger in Bezug auf die beschriebenen Ziele

Wenn man die eingangs beschriebenen Ziele (vgl. Punkt II.2.) damit vergleicht, was durch die

Maßnahme erreicht wurde, so kommt man zu folgenden Ergebnissen. In Bezug auf den

Arbeitsmarkt ist erreicht worden, dass durch die Unterstützung dieser Maßnahme nun elf

Migrantinnen in Rheinland-Pfalz eine sozialpädagogische Qualifikation erwerben konnten

und diese dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Auch das allgemeine Ziel, Frauen

besonders zu fördern, ist erreicht.

Das vorrangigste Ziel der Teilnehmerinnen, den qualifizierten Abschluss der Ausbildung zur

Erzieherin zu erreichen, ist elf von fünfzehn Migrantinnen gelungen. Da es einen Bedarf an

mehrsprachigem qualifizierten Personal für Kindertagesstätten gibt, ist zu erwarten, dass diese

Migrantinnen sich mit dem Abschluss eine langfristige Sicherung ihres Arbeitsplatzes

erworben haben.

Die Ziele, die zur Veränderung des Curriculums für die Ausbildung in Bezug auf die

interkulturelle Dimension angestrebt waren, ließen sich nicht erreichen. Hierfür liegen

verschiedene Gründe vor. Erstens gab es zu Beginn keine klare Aufgabenverteilung zwischen

der beteiligten Berufsbildenden Schule, an der es zwischenzeitlich auch zu Veränderungen

der Personalsituation kam, und dem Maßnahmeträger. Zweitens war des zeitliche Budget vor

allem der Lehrkräfte der beteiligten Schule nicht ausreichend bemessen. Drittens sind die

strukturellen Hürden, die zum Erreichen dieses Ziels hätten überwunden werden müssen, zu

Beginn unterschätzt worden.

Der Einbezug der Theorien und der angewandten Praxis interkultureller Arbeit in

sozialpädagogischen Arbeitsfeldern, insbesondere im Elementarbereich, ist nach wie vor ein

wichtiges Anliegen des Maßnahmeträgers. Der Einbezug dieser Themen in die Ausbildung ist

daher unumgänglich. Hier ist es nicht damit getan, vereinzelte Arbeitsgruppen oder Projekte

für die Auszubildenden zu starten. Auch kann interkulturelle Arbeit nicht als ein Unterthema
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innerhalb eines anderen Faches gelehrt werden. Vielmehr sollte die interkulturelle Dimension

aller Unterrichtsfächern der Ausbildung diskutiert und behandelt werden. Sie sollte als

Querschnittsthema verstanden werden.

11.2 Die Notwendigkeit von unterrichtsbegleitenden Fördermaßnahmen für

Migrantinnen

Im Rahmen der Evaluation der Maßnahme wurden die Honorarkräften für die

Hausaufgabenhilfe, die Kolleginnen der Teilnehmerinnen sowie der Migrantinnen selbst

danach gefragt, wie sie es generell bewerten, solche Maßnahmen für Migrantinnen

anzubieten. Dabei wurden folgende Meinungen geäußert. Zunächst gaben fast alle Befragten

an, dass solche Maßnamen wichtig seien, um die Chancen von Migrantinnen auf eine

Ausbildung und einen Arbeitsplatz zu erhöhen. Auch darin, dass diese später in der

sozialpädagogischen Praxis gebraucht würden, waren sich die meisten einig. Während nur

wenige äußerten, dass sich Ausbildung generell mehr an den Bedürfnissen von Migrantinnen

orientieren solle, meinten fast alle, dass Maßnahmen dieser Art Lehrenden von

Berufsbildenden Schulen die Möglichkeit eröffneten, sich stärker mit interkulturellen

Problemen auseinander zu setzen. Alle gaben an, dass die Teilnehmerinnen durch solche

Angebote in ihrem Selbstbewußtsein gestärkt werden und damit ihr professionelles Handeln

verbesserten.

11.3 Auswertung der Teilnehmerinnen im Hinblick auf die eigenen fachlichen

Kompetenzen

Beim Abschlussgespräch zur Reflexion der schulischen Ausbildungszeit wurde von allen

Teilnehmerinnen bestätigt, einen enormen Zuwachs an Kompetenzen und Wissen in dieser

Zeit erlangt zu haben. Eine Teilnehmerin drückte dies folgendermaßen aus: "Ich hätte am

Anfang und auch mitten in der Ausbildung nie gedacht, dass ich tatsächlich eine Grundlage

für mein pädagogisches Handeln bekommen kann, aber ich habe wirklich einen guten

Überblick bekommen."
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Wie zu erwarten, ist den Auszubildenden, die ja zum Teil schon sehr lange in der Praxis tätig

sind, bewusst geworden, wie wichtig das in allen Lehrplanfächern vermittelte theoretische

Wissen ist. Alle äußerten, dadurch mehr Sicherheit im Umgang mit Team, Eltern und Kindern

gewonnen zu haben.

Die schulische Situation bewertend wurde die Vergabe von Noten von 1-6 kritisch betrachtet.

Von den meisten Frauen wurde es negativ empfunden, sich einer Notenskala ausgesetzt zu

fühlen, da hierunter die Klassengemeinschaft gelitten habe und die Bewertung durch Noten

außerdem wenig über die Kompetenzen der Person aussage. Viele fühlten ihre Leistungen

schlechter bewertet, als sie diese selbst einschätzen würden.

Nach der beruflichen Weiterentwicklung gefragt antworteten die Teilnehmerinnen folgendes:

- "Ich möchte weiter studieren."

- Ich werde "weiter in sozialen Einrichtungen bleiben und mich mit den Kindern

beschäftigen."

- Ich werde "erst einmal ein Jahr mit meiner Familie in die Türkei fahren und dort die

Türkischkenntnisse intensivieren, (...) kulturelle Erfahrungen machen und dass meine

Kinder und mein (deutscher) Mann türkisch lernen. (Ich will auch interkulturelle

Erfahrungen) machen und hierfür auch in der Türkei in einem Kindergarten hospitieren

oder ein Praktikum absolvieren..."

- "Ich sehe mich durch die Ausbildung auf jeden Fall deutlich besser für meine Arbeit als

Erzieherin ausgebildet und bin sicher, dass ich die nächsten Jahre stark davon profitieren

werde, weil ich jetzt selbstbewusster und selbstsicherer im Umgang mit meinen

Arbeitskolleginnen bin."

- "Erzieherin (sein), weil ich diesen Beruf liebe."

- "Ich würde als erstes meine Deutschkenntnisse im schriftlichen Bereich verbessern und

mich später beruflich weiterbilden."

- "Man weiss nie genau, was passiert, aber ich würde gerne mit geistig behinderten Kindern

arbeiten.".
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12.  Ausblick für die Teilnehmerinnen

Wie in Punkt beschrieben, belief sich die Förderung durch die ADAPT-Maßnahme lediglich

auf die Zeit bis zur Prüfung des schulischen Abschlusses. Für die Teilnehmerinnen war es

sehr wichtig, auch für die Zeit des Berufspraktikums, das sich an die schulische Ausbildung

anschließt, eine Begleitung zu haben. Sie äußerten mehrfach im Verlauf des letzten

Schuljahres ihre Befürchtungen, mit den Ausarbeitungen, die während des letzten praktischen

Jahres geschrieben werden müssen, überfordert zu sein. So baten sie um Unterstützung vor

allem bei den Korrekturen der schriftlichen Ausarbeitungen. Der Maßnahmeträger hat sich

bemüht, zusammen mit dem Institut IPE dieser Teilnehmerinnen - Gruppe in der neuen

Maßnahme (siehe Punkt 16.) ebenfalls noch gerecht zu werden. Daher wird es aller

Voraussicht nach weiterhin ein Programm für diese Teilnehmerinnen geben. Die

Migrantinnen zeigten sich hierüber sehr erleichtert.

13.  Dokumentation

In Zusammenarbeit mit dem Institut für Mediengestaltung der Fachhochschule Mainz wurde

im Jahr 2000 eine Videodokumentation mit dem Titel "Von der Praxis zur Ausbildung - ein

Film über die berufliche Qualifizierung von Migrantinnen zu Erzieherinnen" erstellt.

Das Ziel einer solchen Dokumentation ist die größere Verbreitung - vor allem an

Berufsbildenden Schulen für Sozialpädagogik - der Konzeption und das Aufzeigen der

Möglichkeiten der Durchführung einer solchen Maßnahme. Der Film dauert 15 Minuten und

kann als Einführung in das Thema "Interkulturelle Arbeit an Berufsbildenden Schulen"

sowohl für Lehrerfortbildungen als auch für den Unterricht oder für Diskussionen nützlich

sein. Der Film wird in Zukunft beim Institut IPE zu beziehen sein.

Im Anhang finden sich die Presseartikel, die während der Maßnahme veröffentlicht wurden.
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II. Das Anschlussprojekt:

Die Maßnahme "Fackel" in Trägerschaft des Institutes IPE

1. Beschreibung der Maßnahme

Die neue direkt in Trägerschaft des Institut IPE beantragte Maßnahme zur Unterstützung der

sozialpädagogischen Ausbildung von Migrantinnen trägt den Namen "Fackel". Diese auch

symbolische gemeinte Kurzbeschreibung wurde aus dem langen Titel "Unterstützung der

Ausbildung von Migrantinnen zu Fachkräften im Elementarbereich" gewonnen.

Die Erfahrungen, die mit der ADAPT-Maßnahme "Qualifizierung ausländischer

Mitarbeiterinnen in Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz zu staatlich anerkannten

Erzieherinnen" gemacht wurden, werden in vollem Umfang in die neue Maßnahme

eingebracht. Das erste Konzept der ADAPT-Maßnahme sah vor, ausländische

Mitarbeiterinnen, die bereits in Kindertageseinrichtungen sind, bei der Ausbildung in einer

Klasse an einer Berufsbildenden Schule zu unterstützen.

Dies brachte sowohl Vorteile als auch Nachteile mit sich. Der wichtigste Vorteil dieses

Gruppenangebotes war, dass der Gruppe Sicherheit im Umgang mit der Schulsituation

gegeben werden konnte. Außerdem kam ein sehr intensiver Prozess des interkulturellen

Lernens sowohl der Klassengemeinschaft mit den deutschen Kolleginnen als auch

untereinander zustande.

Als Nachteil kann sicherlich gesehen werden, dass durch die Notwendigkeit, ein geographisch

großes Einzugsgebiet zu bedienen, sehr weite Anfahrtswege zur Schule bewältigt werden

mussten, bzw. die Interessentinnen aus Landesteilen, die von der Schule in Ludwigshafen

weit entfernt lebten, auf eine Teilnahme an der Maßnahme verzichten mussten. Daher wurden

die nachfolgend beschriebenen Veränderungen des Konzeptes vorgenommen.
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2. Landesweite Durchführung

Die neue Maßnahme wird landesweit angeboten. Erstens weil dem Träger entsprechende

Anfragen von Interessentinnen aus verschiedenen Landesteilen vorliegen, zweitens um die

langen Anfahrtswege der Teilnehmerinnen zur Schule zu vermeiden, drittens um mehrere

Berufsbildende Schulen und interessierte Lehrkräfte an zu regen, zum Thema interkulturelles

Lernen ein Netzwerk zu bilden. Viertens wird angestrebt, die Notwendigkeit der Ausbildung

von Migrantinnen für pädagogische Berufe deutlich zu machen.

Die Lösung von einer festen Gruppe über drei Jahre wird vom Träger stärker fordern, die

Nachfragen nach Unterstützung von Einzelnen zu berücksichtigen.

Zur Veröffentlichung dieser Maßnahme hat das Institut IPE bereits alle Berufsbildenden

Schulen, alle Ausländerbeiräte sowie die Migrationsdienste und Beratungsstellen im Land

Rheinland-Pfalz informiert.

3. Zusammenarbeit mit mehreren Berufsbildenden Schulen

Es werden zu Beginn der Maßnahme mit interessierten Lehrkräften die gemeinsamen

Arbeitsschwerpunkte innerhalb eines bestimmten Zeitrahmens diskutiert, die Wünsche,

Erwartungen und Realisierungsmöglichkeiten abgesteckt. Es wäre wünschenswert, wenn alle

Berufsbildenden Schulen, deren Auszubildende an der Maßnahme teilnehmen, sich diesem

Arbeitskreis anschließen würden.

4. Blockveranstaltungen in Modulform

Es wird Module, vor allem für den Erwerb und die Verbesserung der Fachsprache Deutsch,

geben, an denen die Migrantinnen nach Bedarf und Leistung teilnehmen. Die in der

vorherigen Maßnahme erprobten Inhalte werden dazu modifiziert und weiterentwickelt.
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5.  Internationale Dimension

Obwohl der internationale Austausch der Teilnehmerinnen bei der ADAPT-Maßnahme ein

voller Erfolg war, kann dieser Aspekt nicht berücksichtigt werden. Der Grund dafür liegt in

der sehr zeit- und kostenintensiven Planung und Durchführung eines internationalen

Austausches. Das Institut IPE wird seine internationalen Vernetzung auf andere Weise weiter

entwickeln. Sollte sich daraus ein für die Auszubildenden und / oder Lehrkräfte interessantes

Projekt ergeben, wird dies zusätzlich angeboten werden.
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III. Anhang und Presse

                                                
Anhang 1:

Schulentlassene des Schuljahres 1998 in Deutschland nach Abschluss und Schulart

Ausländische DeutscheAbschlussart und Schulart Schulentlassene insgesamt
(Deutsche und Ausländer) Absolventen % Absolventen %

Ohne Hauptschulabschluss 82.988 16.714 20,1 66.274 79,9
Mit Hauptschulabschluss 245.382 35.941 14,6 209,441 85,4
Mit Realschulabschluss 370.541 24.485 6,6 346,056 93,4
Mit Fachhochschulreife 8.241 820 10,0 7.421 90,0
Mit allg. Hochschulreife 217.246 7.475 3,4 209,771 96,6

Insgesamt 924.358 86.735 9,4 837,623 90,6

Quelle: Statistisches Bundesamt / In: Beauftragte der Bundesregierung für Ausländerfragen:
Daten und Fakten zur Ausländersituation, Oktober 2000

Anhang 2:

Für das gesamte Landesgebiet Rheinland-Pfalz liegen leider keine Statistiken bezüglich des
Besuchs ausländischer Kinder in Kindertagesstätten vor. Ebenso fehlen Zahlen über die
Anstellung ausländischer Mitarbeiterinnen oder Zusatzkräfte für die interkulturelle Arbeit.

Daher können an dieser Stelle nur die Zahlen der Stadt Mainz angeführt werden. Die
Situation in den anderen Städten und Landkreisen kann sich sehr verschieden darstellen. So
scheint z.B., dass in den nördlichen Landesteilen von Rheinland-Pfalz, in vielen
Einrichtungen Zusatzkräfte als ausländische Mitarbeiterinnen eingestellt sind, hier jedoch
vorwiegend Deutsche diese Stellen besetzen. In der Stadt Ludwigshafen ist nicht in allen
Kindertagesstätten, in denen eine hoher Anteil ausländischer Kinder zu verzeichnen ist, auch
eine Zusatzkraft angestellt. Zudem sind diese Stellen im Haushaltsplan lediglich als
Hilfskraftstellen ausgewiesen, was es erschwert, hier qualifiziertes Personal einzustellen.

Der Anteil der ausländischen Kinder im kindergartenfähigen Alter im gesamten Stadtgebiet
von Mainz lag 1997 bei 26,5 %. Dies sind in absoluten Zahlen ca. 1.400 Kinder. Für die
einzelnen Stadtteile ergibt sich folgendes Bild: In den Einrichtungen der Neustadt ist ein
Anteil von 50 - 70 %, in Mombach ca. 60 %, in der Oberstadt 40 - 50 %, in der Altstadt 40 -
60 % zu verzeichnen. Dem gegenüber stehen die Stellen der ausländischen Mitarbeiterinnen.
Dies sind: 25 türkische Kräfte, 2 italienische sowie eine Mitarbeiterin aus dem Ex-
Jugoslavien. Es sind 4 Mitarbeiterinnen in Vollzeit angestellt, weitere vier in Teilzeit mit 29
Stunden, alle anderen in Teilzeit mit 22 Stunden. Die Einstufung im BAT erfolgt nach
Qualifikation der Mitarbeiterin.

Die angeführten Zahlen stammen aus dem Kindertagesstättenbedarfsplan von 1997 / 98 sowie
aus einer Vorlage für die Anträge der Stellen der ausländischen Mitarbeiterinnen für das
Kindergartenjahr 2000 / 2001 des Sozialdezernates der Stadt Mainz.
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Anhang 3:

Artikel 1 "Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG)"
§ 4 [ Geburt]

(1) Durch die Geburt erwirbt ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Ist bei der Geburt eines nichtehelichen Kindes
nur der Vater deutscher Staatsangehöriger und ist zur Begründung der Abstammung nach
den deutschen Gesetzen die Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft erforderlich,
bedarf es zur Geltendmachung des Erwerbs einer nach den deutschen Gesetzen wirksamen
Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft; die Anerkennungserklärung muß
abgegeben oder das Feststellungsverfahren muß eingeleitet sein, bevor das Kind das 23.
Lebensjahr vollendet hat.

(2) Ein Kind, das in dem Gebiet eines Bundesstaats aufgefunden wird (Findelkind), gilt bis
zum Beweise des Gegenteils als Kind eines Angehörigen dieses Bundesstaates.

(3) Durch die Geburt im Inland erwirbt ein Kind ausländischer Eltern die deutsche
Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil
1. seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat und
2. eine Aufenthaltsberechtigung oder seit drei Jahren eine unbefristete
Aufenthaltserlaubnis besitzt.
Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit wird durch den für die Beurkundung der
Geburt des Kindes zuständigen Standesbeamten eingetragen. Das Bundesministerium des
Innern wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung
Vorschriften über das Verfahren zur Eintragung des Erwerbs der Staatsangehörigkeit nach
Satz 1 zu erlassen.

(4) Die deutsche Staatsangehörigkeit wird nicht nach Absatz 1 erworben bei Geburt im
Ausland, wenn der deutsche Elternteil nach dem 31. Dezember 1999 im Ausland geboren
wurde und dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, es sei denn, das Kind würde sonst
staatenlos. Die Rechtsfolge nach Satz 1 tritt nicht ein, wenn der deutsche Elternteil die
Geburt innerhalb eines Jahres der zuständigen Auslandsvertretung anzeigt. Sind beide
Elternteile deutsche Staatsangehörige, so tritt die Rechtsfolge des Satzes 1 nur ein, wenn
beide die dort genannten Voraussetzungen erfüllen.


